
  

Die Ministerin für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz hat namens der Landesregierung die Kleine 

Anfrage mit Schreiben vom 20. Juni 2026 beantwortet. 
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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Sebastian Ehlers, Fraktion der CDU 
 
 
Ermittlungsverfahren zu einem tödlichen Verkehrsunfall in Schwerin-Lankow im 
Februar 2024 und Strafverfahren gegen „Raser“ in Mecklenburg-Vorpommern 
 
und 
 

ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
Im Februar 2024 kam es im Schweriner Stadtteil Lankow zu einem 

Verkehrsunfall, in dessen Folge eine 65-jährige Frau verstarb. Nach über-

einstimmenden Medienberichten war die Unfallursache das Überhol-

manöver eines Autofahrers, der laut eines DEKRA-Gutachtens mit 

140 km/h in einer 30er-Zone unterwegs gewesen sei.  

 

1. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, weshalb das 

Ermittlungsverfahren in dem o. g. Sachverhalt auch 14 Monate nach 

dem Tod des Opfers noch andauert? 

 

 

 

Das Ermittlungsverfahren wurde mit Verfügung der Staatsanwaltschaft Schwerin vom 

28. April 2025 abgeschlossen. Die Staatsanwaltschaft hat Anklage zum Amtsgericht Schwerin 

– Schöffengericht – erhoben. 

 

 

 
2. Wegen welchen Tatvorwurfes wird das Ermittlungsverfahren zu o. g. 

Sachverhalt derzeit geführt?  

 

 

 

Dem Angeschuldigten wird fahrlässige Tötung in Tateinheit mit vorsätzlicher Gefährdung des 

Straßenverkehrs vorgeworfen. 
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3. Werden derartige Fälle bei der Staatsanwaltschaft Schwerin in einem 

Sonderdezernat bearbeitet?  

 

a) Wenn ja, welche Aufgaben fallen diesem Dezernat zu?  

b) Wenn nicht, warum nicht?  

 

 

 

Nein.  

 

 
Zu a) 

 

Entfällt. 

 

 
Zu b) 

 

Gegen Erwachsene gerichtete Verfahren wegen fahrlässiger Tötung werden in Dezernaten für 

allgemeine Kriminalität bearbeitet, da sie keinen besonderen Sachgebieten im Sinne von 

Ziffer 9 der Anordnung über Organisation und Dienstbetrieb der Staatsanwaltschaften 

zuzurechnen sind. 

 

 

 
4. In der Medienberichterstattung wird darüber spekuliert, dass es zu einer 

Verfahrenseinstellung kommen könne.  

 Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob dies zutrifft 

oder ob es in diesem Verfahren zu einer Anklage kommen wird?  

 

 

 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 

 

 

 
5. In wie vielen Verfahren, die einen Verkehrsunfall mit tödlichem 

Ausgang zum Gegenstand hatten, erfolgte seit dem 1. November 2021 

im Land Mecklenburg-Vorpommern eine Anklage nach § 211 des 

Strafgesetzbuches (bitte jedes Verfahren einzeln mit zuständiger 

Staatsanwaltschaft, zuständigem Gericht und kurzer Schilderung des 

zugrunde liegenden Sachverhaltes auflisten)? 

 

 

 

In keinem Verfahren. 
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6. In wie vielen Verfahren, die einen Verkehrsunfall mit tödlichem 

Ausgang zum Gegenstand hatten, erfolgte seit dem 1. November 2021 

im Land Mecklenburg-Vorpommern eine Anklage wegen eines 

anderen als dem in Frage 5 genannten Tatvorwurfes (bitte jedes 

Verfahren einzeln mit Tatvorwurf, zuständiger Staatsanwaltschaft, 

zuständigem Gericht und kurzer Schilderung des zugrunde liegenden 

Sachverhaltes auflisten)? 

 

 

 

Verfahren wegen fahrlässiger Tötung im öffentlichen Straßenverkehr werden von den Staats-

anwaltschaften nicht gesondert statistisch erfasst, sondern gemeinsam mit solchen Verfahren, 

die wegen gemeingefährlicher Taten im Bahn-, Schiffs-, Luft- und Straßenverkehr nach §§ 315 

bis 315d des Strafgesetzbuches geführt wurden, da sie ein gemeinsames Sachgebiet darstellen. 

Eine gesonderte Darstellung der Zahlen für die Zeit vom 1. November 2021 bis zum 

31. Dezember 2021 ist nicht mehr möglich, sodass diejenigen für das gesamte Jahr 2021 

aufgeführt werden. 

 

Von den wie benannt erfassten Verfahren wurden durch Anklage erledigt: 

 

Staatsanwaltschaft 2021 2022 2023 2024 2025 

(bis 31.03.) 

Neubrandenburg 17 21 21 24 7 

Rostock 16 8 11 13 3 

Schwerin 21 22 35 34 7 

Stralsund 28 22 25 32 7 

Gesamtzahl  

der Verfahren 

 

82 

 

73 

 

92 

 

103 

 

24 

 

Um nähere Details der den jeweiligen Anklagen zugrunde liegenden Sachverhalte nachträglich 

zu ermitteln, wäre eine händische Erfassung erforderlich. Dies würde angesichts fehlender 

Anhaltspunkte für eine gezieltere Suche erfordern, dass sämtliche vorgenannten im fraglichen 

Zeitraum mit Anklageschrift abgeschlossenen Ermittlungsverfahren aus den infrage 

kommenden Dezernaten im Hinblick auf die erfragten Daten erfasst und ausgewertet werden. 

Dies beträfe bei insgesamt 374 Sachakten entsprechend viele Vorgänge. Selbst wenn man für 

die Ermittlung, Überprüfung und Auswertung jedes Aktenzeichens jeweils nur 30 Minuten 

veranschlagte, was angesichts gerade des Umfangs der erfragten Angaben im unteren Bereich 

liegen dürfte, entstünde ein Arbeitsaufwand von über 23 Arbeitstagen zu je acht Stunden. Das 

bedeutete bei einem Ansatz von 220 jährlichen Arbeitstagen je Beschäftigtem, dass eine 

Vollzeitbeschäftigte/ein Vollzeitbeschäftigter fünfeinhalb Wochen ausschließlich mit der 

geforderten Datenerfassung beschäftigt wäre. Unter Berücksichtigung des Umstandes, dass 

Kleine Anfragen spätestens nach einem Monat beantwortet sein sollen, müssten damit 

zusammengefasst eine Vollzeitbeschäftigte/ein Vollzeitbeschäftigter und eine Halbtags-

beschäftigte/ein Halbtagsbeschäftigter beauftragt werden, und auch dies nur unter der 

Annahme, dass der gesamte Zeitraum jeweils allein für diese Recherchearbeit zur Verfügung 

stünde. Durch den Ausfall des entsprechenden Personals für andere Aufgaben wäre die 

Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaften erheblich beeinträchtigt. Diese Recherche wäre 

mit einem Aufwand verbunden, der auch gemessen an dem hohen Stellenwert des parlamen-

tarischen Fragerechts im Rahmen des Artikels 40 der Verfassung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern unverhältnismäßig hoch und insgesamt nicht mehr zu rechtfertigen wäre.  
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7. Welche Dauer hatten Verfahren, die im Land Mecklenburg-

Vorpommern seit dem 1. November 2021 wegen eines Verkehrsunfalls 

mit tödlichem Ausgang geführt wurden (bitte die Verfahren einzeln 

unter Angabe der Verfahrensdauer auflisten; eingestellte oder noch 

laufende Verfahren sind nicht aufzuführen)? 

 

 

 

Unter Zugrundelegung der zu Frage 6 genannten Verfahren ergibt sich, gerechnet vom Tag der 

Einleitung des Verfahrens (in aller Regel am Tattag durch die Polizei) bis zur Erledigung durch 

die Staatsanwaltschaft, folgende durchschnittliche Verfahrensdauer: 

 

Staatsanwaltschaft 2021 2022 2023 2024 2025 

(bis 31.03.) 

Neubrandenburg 5,5 5,2 6,8 5,4 7,1 

Rostock 5,5 5,4 5,1 5,2 4,8 

Schwerin 4,1 4,7 5,3 5,7 5,0 

Stralsund 4,2 4,3 4,9 5,1 4,7 

durchschnittliche 

Verfahrensdauer in Monaten 

 

4,7 

 

4,8 

 

5,4 

 

5,4 

 

5,3 

 

Weitere, spezifischere Daten, wie die in der Fragestellung genannten, werden staatsanwaltlich 

nicht erfasst. Wegen der Unverhältnismäßigkeit des Aufwandes der Ermittlung der erfragten 

Daten wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 

 

 

 
8. Wie bewertet die Landesregierung die derzeitige Rechtslage zur 

Strafbarkeit von sogenannten „Rasern“ im Straßenverkehr, insbeson-

dere vor dem Hintergrund der neueren Rechtsprechung des Bundes-

gerichtshofes zu Eventualvorsatz und Mordmerkmalen bei tödlich 

endenden Raser-Fahrten?  

 

 

 

Aus Gründen der richterlichen Unabhängigkeit, der Gewaltenteilung und der föderalen Struktur 

der Bundesrepublik Deutschland sieht die Landesregierung von Äußerungen zu Entschei-

dungen des Bundesgerichtshofes ab.  

 

 


